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IV. Rechtsschutz von Privatpersonen unter Berufung auf
Raumordnungspläne

Wie bei den Gemeinden kann man sich fragen, ob Privatperso-
nen sich auf Raumordnungspläne berufen können, wenn bei-
spielsweise in einem Regionalplan ein Eignungsgebiet für
Windenergieanlagen ausgewiesen wurde und die Gemeinde dies
im Rahmen ihrer Bauleitplanung gemäß § 1 IV BauGB nicht
beachtet.154 Auch der Gedanke an eine Nachbarklage gegen
zielwidrige Außenbereichsvorhaben liegt nahe.155 Dies ist abzu-
lehnen, da Raumordnungspläne keine drittschützenden Bestim-
mungen enthalten, sondern dem öffentlichen Interesse die-
nen.156 Der Ausnahmecharakter des § 2 II 2 BauGB in Bezug
auf Gemeinden bestätigt dies letztlich. Daher scheidet Rechts-
schutz von Privatpersonen unter Berufung auf Raumordnungs-
pläne aus.

G. SCHLUSSBETRACHTUNG
Raumordnungspläne entfalten auf zwei Weisen rechtliche Wir-
kung: Der traditionellen Wirkungsweise entsprechend binden sie
öffentliche Stellen i.S.d. § 3 1 Nr. 5 ROG, wobei insbesondere
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� SACHVERHALT
Die F ist gerade mit ihrem neuen und um einiges jüngeren Lebensabschnittsverschönerer M in
ihr frisch renoviertes Häuschen gezogen, in dem lediglich noch eine Badewanne fehlt. Die F,
ihres Zeichens Badenixe, träumt nun von einer luxuriöseren Badezimmerausstattung der Marke
»Kleopatra«. Besonders deren Badewanne »Nilpferdpfuhl« in Luxusausführung mit extra großem
Fassungsvermögen hatte es ihr angetan. Dies wusste ihr Sohn S. Als F sich mit M gerade auf
einer mehrwöchigen Sahara-Durchquerung befand und von der Außenwelt völlig abgeschnitten
war, stolperte S im Rahmen einer »E«-Internetauktion über ebendiese Wanne. Er ersteigerte die
Wanne am 08.12.2006, wobei er überzeugt davon war, dass sich seine Mutter über das
Schnäppchen freuen und ihm ohne zu zögern den Kaufpreis ersetzen werde. Der Verkäufer (V)
der Wanne war sog. »powerseller«, hatte aber in der Beschreibung ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass die Auktion »von privat unter Ausschluss sämtlicher Gewährleistungsrechte« erfolge.
Sofort nach Auktionsende sandte S eine E-Mail an den V, in der er darauf hinwies, dass die
Wanne auf keinen Fall an seine Privatadresse zu schicken sei, sondern direkt zum Häuschen
von F, wo er die Wanne in Empfang nehmen und dann einbauen wolle. Nur wusste S nicht,
dass sich F, nach ausführlicher Diskussion mit M, wegen der ständig steigenden Wasserpreise
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Gemeinden und Fachplanungsträger dazu berufen sind, Grund-
sätze und Ziele durch ihre Planungen umzusetzen. Dies führt zu
zahlreichen Konflikten mit den Gemeinden, da solche Planungen
die gemeindliche Planungshoheit einschränken. Gegenüber dem
Einzelnen entfalten die Raumordnungspläne transformiert durch
solche Planungen rechtliche Wirkung. Dem steht die direkte Bin-
dung Privater an Ziele der Raumordnung durch fachgesetzliche
Raumordnungsklauseln gegenüber. Veränderungen im Recht ha-
ben daher insbesondere zu einem Bedeutungszuwachs der Ziele
geführt und Privatpersonen zu direkten Adressaten der Raumord-
nungsziele gemacht.157 Diesen Veränderungen im materiellen
Recht muss eine Neubewertung der Rechtsschutzmöglichkeiten
Privater folgen, wie sie bereits von einigen Oberlandesgerichten
vorgenommen wurde, die Normenkontrollanträge von Privatper-
sonen gegen Raumordnungspläne für zulässig erachteten.

154 Bielenberg/Runkel/Spannowsky/Runkel (Fn. 2) § 4 Rn. 481.
155 Schulte Raumplanung und Genehmigung bei der Bodenschätzegewinnung, 1996, S. 41.
156 Otting/Hoppe DVBl. 2004, 1125 (1130).
157 Hendler DVBl. 2001, 1233 (1242); Dafft/Grotefels DVBl. 2005, 1149 (1159); Hoppe/

Spoerr NVwZ 1999, 945 (945).
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und Heizkosten bereits für den Kauf einer Standardwanne der Firma »Karo einfach« zum Preis
von 200 A entschieden hatte.

Der S war sich sicher, dass die F nach der Sahara-Durchquerung ein wohltuendes Bad würde
vertragen können, und wollte sie mit der neuen Luxuswanne überraschen. Daher mauerte S, hand-
werklich mäßig begabt, noch vor Rückkehr seiner Mutter die Riesenwanne fest ein. Dies sah zwar
todschick aus, hatte aber den Nachteil, dass eine Entfernung der Wanne nur unter unverhältnismä-
ßig großem Aufwand möglich wäre und eventuell sogar ihre Beschädigung zur Folge hätte.

Als M und F schließlich zurückkehren und die F die monströs große Wanne sieht, ist sie
entsetzt. Im Katalog hatte die Wanne viel eleganter und weniger klobig gewirkt. Allerdings
missfällt ihr auch die Vorstellung, den Abriss der Wanne in Auftrag zu geben, da dann ihr
einziges Badezimmer tagelang eine Baustelle und deshalb kaum nutzbar wäre. Daher entschließt
sie sich widerwillig, die Wanne zu behalten. Bezahlen will sie sie aber keinesfalls. Auch M ist
erschüttert, als ihm klar wird, was nun an Wasser- und Heizkosten auf F zukommen werden
und er den neuen Ferrari nun wohl von seinem Wunschzettel streichen kann. Mitte Juli 2007
kommt es zwischen S und seiner Mutter wegen dieser Sache zum Streit, woraufhin F kurzerhand
den S enterbt. Dieser fühlt sich ungerecht behandelt und will jedenfalls den Kaufpreis der
Wanne in Höhe von 4.956 A zurück.

Prüfen Sie etwaige Ansprüche des S gegen F und gegen V.

� ABWANDLUNG
S hatte die Bezahlung der Wanne verweigert. Daher will V, nachdem er einen wirksamen Vollstre-
ckungstitel erwirkt hatte, nun durch Gerichtsvollzieher G bei S pfänden lassen, was zu holen ist.
G findet auf dem Grundstück des S einen Opel Astra (Wert ca. 6.500 A) vor, den er gerne pfänden
möchte. Er ist sich nicht sicher, ob der Wagen S oder dem L, mit dem S in einer eingetragenen
Lebenspartnerschaft lebt, gehört. Kann er den Wagen trotzdem zunächst pfänden? Wenn ja, stehen
dem L Rechtsmittel gegen die Pfändung zur Verfügung? Wenn ja, welche?

� LÖSUNG

A. ANSPRÜCHE DES S GEGEN F

I. Anspruch auf Aufwendungsersatz gem. §§ 677, 683 S. 1, 670 BGB

1. Anspruchsvoraussetzungen
S könnte einen Anspruch auf Ersatz des für die Badewanne »Nilpferdpfuhl« gezahlten Kaufpreises
in Höhe von 4.956 A gegen die F gem. §§ 677, 683 S. 1, 670 BGB haben, wenn hier eine Geschäfts-
führung ohne Auftrag vorlag.

a) Geschäftsbesorgung
Auch tatsächliches Handeln Zunächst müsste S ein Geschäft für die F getätigt haben. Geschäftsbesorgung i.S.d. § 677 BGB

meint nicht nur rechtsgeschäftliches, sondern auch rein tatsächliches Handeln (Brox/Walker Beson-
deres Schuldrecht, 31. Aufl. 2006, § 35 Rn. 6). Der Abschluss des Kaufvertrages mit V als Rechtsge-
schäft sowie der spätere Einbau durch S selbst stellen unzweifelhaft Geschäfte i.S.d. § 677 BGB
dar.

b) Fremdheit des Geschäfts
Objektiv neutrales Geschäft Diese Geschäfte müssten für S auch fremd gewesen sein. Ein fremdes Geschäft liegt insbesondere

dann vor, wenn es nach dem äußeren Erscheinungsbild schon nicht zum Rechts- und Interessen-
kreis des Geschäftsführers gehört (sog. objektiv fremdes Geschäft; Eckert Schuldrecht BT, 2. Aufl.
2005, Rn. 1355). Bei dem Abschluss des Kaufvertrages handelt es sich jedoch um ein sog.
objektiv neutrales Geschäft, das grundsätzlich von jedermann wahrgenommen werden kann (vgl.
Medicus Bürgerliches Recht, 21. Aufl. 2007, Rn. 408; ders. Schuldrecht II BT, 13. Aufl. 2006,
Rn. 615). Objektiv neutrale Geschäfte werden erst durch den erkennbar geäußerten Fremdge-
schäftsführungswillen des Geschäftsführers zu einem fremden Geschäft (BGHZ 82, 323 [330 ff.];
40, 28 [31]; Medicus Schuldrecht II BT, Rn. 619; Palandt/Sprau BGB, 67. Aufl. 2008, § 677
Rn. 5).

Fremdgeschäftsführungs-
willen

Fremdgeschäftsführungswille ist gegeben, wenn der Geschäftsführer das Bewusstsein und den
Willen hat, das Geschäft für einen anderen zu führen (Palandt/Sprau a.a.O. § 677 Rn. 3). Bei
objektiv neutralen Geschäften wird der Fremdgeschäftsführungswille nicht wie bei objektiv fremden
oder auch-fremden Geschäften widerlegbar vermutet, sondern muss äußerlich erkennbar in Erschei-
nung getreten sein (vgl. Gursky Schuldrecht BT, 4. Aufl. 2002, S. 167; Palandt/Sprau a.a.O. § 677
Rn. 5: Man spricht dann von einem subjektiv fremden Geschäft). S müsste demnach erkennbar
mit Fremdgeschäftsführungswillen gehandelt haben, als er den Kaufvertrag über die Wanne mit V
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